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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 5 R 22/11 B 
 
L 2 R 321/10 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 12 R 521/08 (SG Mainz) 
 
 
 
……………………………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz, 
Eichendorffstraße 4-6, 67346 Speyer, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Juli 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 6. Dezember 2010 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 6.12.2010 hat das LSG Rheinland-Pfalz einen Anspruch des Klägers auf höhere 

- von der Beklagten zu erstattende - Aufwendungen für die Hinzuziehung eines 

Bevollmächtigten im Widerspruchsverfahren verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nach Maßgabe der Erfordernisse des 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG nicht dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 

Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebe-

gründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hält folgende Frage für grundsätzlich bedeutsam: 

 "Ist es bei der gesamten oder teilweisen Wegnahme von Rentenleistungen durch einen 

Rentenversicherungsträger überhaupt zulässig, die Höchstgebühr zu unterschreiten?" 
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Hiermit hat der Kläger schon keine Rechtsfrage zum Inhalt einer konkreten revisiblen Norm (vgl 

§ 162 SGG) gestellt. Er lässt völlig offen, welche bundesrechtliche Norm jeweils mit Blick auf 

welche Bestimmung ausgelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht 

fortzubilden. Die Formulierung einer abstrakten, aus sich heraus verständlichen Rechtsfrage ist 

jedoch unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht an ihr die weiteren Voraussetzungen der 

Grundsatzrüge prüfen kann (Becker, SGb 2007, 261, 265; Krasney/Udsching, Handbuch des 

sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, Kap IX RdNr 181). Keinesfalls gehört es zu den 

Aufgaben des BSG, den Vortrag daraufhin zu untersuchen, ob sich aus ihm evtl eine entspre-

chende Rechtsfrage herausfiltern ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). Selbst wenn 

man sinngemäß die Frage zur rechtmäßigen Höhe der Vergütung der Tätigkeit eines Rentenbe-

raters im Widerspruchsverfahren nach Nr 2004 des Vergütungsverzeichnisses zum Rechtsan-

waltsvergütungsgesetz als gestellt ansehen wollte, fehlte es an der Klärungsbedürftigkeit einer 

solchen Rechtsfrage. 

 

Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel 

steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht 

bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch schon eine oder 

mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur 

Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17). Wer einen Verfassungsverstoß geltend macht, darf sich 

nicht nur auf die bloße Benennung angeblich verletzter Rechtsgrundsätze beschränken, 

sondern muss unter Auswertung der Rechtsprechung des BVerfG und des BSG zu dem 

Problemkreis substantiiert vortragen, dass zu diesem Fragenbereich noch keine Entscheidung 

gefällt oder durch die schon vorliegende Rechtsprechung die hier maßgebende Frage von 

grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet worden ist (vgl Krasney/Udsching, aaO, 

Kap IX RdNr 183 mwN). Zudem muss der Beschwerdeführer darlegen, woraus sich die 

Verfassungswidrigkeit im konkreten Fall ergeben soll (BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a 

Nr 11). 

 

Hieran fehlt es. Die Beschwerdebegründung setzt sich weder mit der höchstrichterlichen Recht-

sprechung auseinander (vgl BSGE 104, 30 = SozR 4-1935 § 14 Nr 2; BSG Urteil vom 5.5.2010 

- B 11 AL 14/09 R) noch legt sie dar, dass diese Rechtsfrage erneut klärungsbedürftig 

geworden ist. Die Darstellung der eigenen Rechtsansicht ersetzt auch nicht die Darlegung der 

Klärungsbedürftigkeit gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG und die in diesem Rahmen 

vorzunehmende eingehende Auseinandersetzung mit der thematisch einschlägigen 

Rechtsprechung des BSG und des BVerfG. Allein der Umstand, dass der Kläger die vom LSG 

vertretene Auffassung für unrichtig hält, rechtfertigt keine Zulassung der Revision wegen 

grundsätzlicher Bedeutung (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 
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Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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